
Pat Cox Laudator
beim Karlspreis,
Camdessus redet
Aachen. Der ehemalige Präsident
des Europaparlaments und Karls-
preisträger (2004) Pat Cox hält
nächsten Donnerstag die Laudatio
auf den Karlspreisträger Andrea
Riccardi. Als Präsident des Netz-
werks Europäische Bewegung ste-
he Cox wie der Gründer der katho-
lischen Laienbewegung Sant’Egi-
dio für ein herausragendes zivilge-
sellschaftliches Engagement, teil-
ten Stadt und Karlspreisdirektori-
um am Donnerstag in Aachen mit.
Riccardi wird am 21. Mai für sein
Bemühen um ein menschliches
und solidarisches Europa ausge-
zeichnet.

Entgegen den Gepflogenheiten
gibt es mit dem früheren Direktor
des Internationalen Währungs-
fonds, Michel Camdessus, einen
weiteren Redner. Camdessus sei
Riccardi eng verbunden. (dpa)

17-Jähriger nach
Raub in Aachen
festgenommen
Aachen. Ein 17-Jähriger ist gestern
im Aachener Kurviertel Burtscheid
wegen des dringenden Tatver-
dachtes festgenommen worden,
eine Filiale der Sparkasse überfal-
len zu haben.

Nach Zeugenaussagen soll der
Täter gegen 11.20 Uhr mit einer
Waffe – später wird bei dem Ju-
gendlichen ein Schreckschussre-
volver gefunden – die Bank betre-
ten und Bargeld geraubt haben.
Seine anschließende Flucht endet
in der Toilette der benachbarten
Kurklinik „Schwertbad“. Polizei-
beamte nehmen den Jugendli-
chen dort nur wenige Minuten
nach dem Sparkassen-Überfall
fest. (os)

Betroffen sind auch Aachen, Düren, Eschweiler und Stolberg
Auch in unserer Region wird heu-
te in mehreren Kommunen in städ-
tischen Kindertagesstätten ge-
streikt. So beteiligen sich in der
Stadt Aachen die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter in 48 von 58 Ein-
richtungen an dem Ausstand. Auf
dem Markt findet um circa 11.30
Uhr auch eine Kundgebung des
Verdi-Bezirks Aachen-Düren-Erft

statt. In Düren wird in allen zehn
städtischen Kitas gestreikt. Eltern,
die keine alternative Betreuungs-
möglichkeit haben, sollen ihre Kin-
der in Kindergärten kirchlicher und
freier Träger unterbringen können.

Alle elf kommunalen Tagesstätten
in Eschweiler machen mit, in zwei
Einrichtungen soll es Notgruppen

für maximal 125 Kinder geben. In
Stolberg streiken die Beschäftigten
in allen 19 städtischen Kitas, be-
troffen sind gut 1200 Kinder.
Für Eltern, die auf die Betreuung

dringend angewiesen sind, steht
bisher nur eine Notgruppe zur Ver-
fügung. Und auch am Montag und
Dienstag sind weitere Streiks in
Sicht. (az) � Lokales
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Hymne
Am 7. Juni wird das Europa-

parlament gewählt. Unser Kor-
respondent Detlef Drewes gibt
Auskunft über die EU – von A
bis Z, jeden Tag bis zur Wahl.
Heute: H wie Hymne.

Neben der blauen Flagge mit
den zwölf goldenen Sternen be-
sitzt die EU noch ein zweites
Symbol: die Europa-Hymne. Die

Melodie ist der Neunten Sym-
phonie Ludwig van Beethovens

entnommen. Mit dem letzten
Satz vertonte das Musik-Genie
die „Ode an die Freude“ von
Friedrich von Schiller. Das Ge-
dicht entsprang dessen idealisti-
scher Vision der Menschen, die
zu Brüdern werden – eine Idee,
die Beethoven teilte. 1972 nahm
der Europarat die „Ode an die
Freude“ als eigene Hymne an.
1985 erklärten die Staats- und
Regierungschefs der Union das
Stück zur offiziellen Hymne der
EU. Es soll Ausdruck der idealis-
tischen Werte Freiheit, Frieden
und Solidarität sein, für die Eu-
ropa steht. Nach Auffassung ei-
niger Parlamentarier hat die
Hymne nur einen großen Nach-
teil: Es gibt keinen gemeinsa-
men Text, so dass man sie nicht
singen kann.

AZ-SPEZIAL

Europawahl
7. Juni 2009

KOMMENTARKOMMENTAR

Ab in die Mülltonne
Diese Abfallwirtschaftsplanung stinkt
............................................................................................................................................................

6 THORSTEN KARBACH

Mehr Marktwirtschaft und
mehr Wettbewerb bei
der Abfallentsorgung!

Was auf den ersten Blick nach
einem modernen Konzept
klingt, entpuppt sich als fatale
Fehlplanung. Die neue Abfall-
wirtschaftsplanung für NRW
stinkt zum Himmel.

Denn marktwirtschaftliche
Mechanismen basieren auf
Chancengleichheit. Aber bei die-
ser Planung gibt es schon vor
dem Start zu viele Verlierer und
nur wenige Gewinner. Unter
den Kommunen besteht in Sa-
chen Abfallentsorgung keine
Chancengleichheit, denn die ei-
nen sind als Betreiber an teure
Müllverbrennungsanlagen ge-
bunden. Die anderen nicht. Die
mit Anlage sind die Verlierer,
die ohne die Gewinner.

Chancengleichheit kann es
hier nicht geben. Auch nicht
unter den Müllverbrennungsan-
lagen, die künftig Müll aus ganz
Europa aufkaufen müssen und

aufkaufen werden, wenn sie aus-
gelastet verbrennen und damit
annähernd rentabel arbeiten
wollen. Denn die einen Anlagen
sind lange abbezahlt, können
im Preiskampf mitmischen. Die
neuen, modernen Anlagen dage-
gen müssen noch abbezahlt wer-
den. Da ist Preiskampf nicht zu
verantworten.

Die Folgen der neuen Abfall-
wirtschaftsplanung sind offen-
sichtlich: Lastwagen werden
Hausmüll – wie schon den Ge-
werbemüll – quer durch Europa
fahren. Nicht nur von Höxter
nach Weisweiler oder von
Heinsberg nach Bielefeld. Das ist
umweltpolitisch nicht zu verant-
worten.

Bevor die Landesregierung das
neue Konzept beschließt, wird
sie noch die Meinungen des
Landtags und der Städte und
Kreise einholen. Sie sollte den
Kritikern gut zuhören: Diese Pla-
nung gehört in die Mülltonne.
/ t.karbach@zeitungsverlag-aachen.de

Das Lebensmittel der Demokratie
Verleihung der Karlsmedaille an „Reporter ohne Grenzen“. Im Aachener Rathaus erklingt das hohe Lied
auf die Pressefreiheit. Weltweit im Kampf gegen Folter und Unterdrückung, Zensur und Überwachung.

VON KARL-PETER HERMANNS

Aachen. Pressefreiheit? Das ist
doch für uns kein Thema. Denken
Sie? Von wegen. Auch hierzulande
ist die Freiheit der Berichterstat-
tung bedroht – schleichend und
von der breiten Öffentlichkeit we-
nig beachtet. Aber – und das ist
trauriger Fakt – auf der Liste der
Organisation „Reporter ohne
Grenzen“ nimmt die Bundesre-
publik den wenig rühmlichen
Platz 20 ein. Da tröstet es kaum,
dass Frankreich 35. ist und Italien
oder Spanien noch deutlich da-
hinter liegen.

Doch darf man natürlich nicht
die west- und mitteleuropäischen
Verhältnisse mit denen in Teilen
Osteuropas oder gar in Staaten Asi-
ens, Afrikas und Lateinamerikas
vergleichen. Hier geht es nicht um
Verhaftung, Einschüchterung,
Folter oder Mord. Es werden in
Deutschland keine Zeitungen,
Rundfunk- oder Fernsehstationen
geschlossen, weil die Berichte den
Regierenden nicht gefallen. Es
geht um den Abbau von Zeugnis-
verweigerungsrechten für Journa-
listen und die Einschränkung des
Informantenschutzes. Um die
Überwachung von E-Mail-Kontak-
ten, das Abhören von Telefonen
und Online-Durchsuchungen.

Auf solche Missstände weist die
1985 in Frankreich gegründete Or-
ganisation „Reporter ohne Gren-
zen“ hin. Dafür nahm ihr General-
sekretär Jean-François Julliard ges-
tern im Aachener Rathaus die
„Médaille Charlemagne pour les
Médias Européens“ (Karlsmedaille
für die Europäischen Medien),
eine Art „kleiner Karlspreis“ entge-
gen. Für das Kuratorium begrün-
dete Frauke Gerlach die Verlei-
hung der Karlsmedaille mit der
engagierten und couragierten Ar-
beit der „Reporter ohne Grenzen“,
die einen unverzichtbaren Beitrag
zur Sicherung der Pressefreiheit
leisteten.

„Jeder hat das Recht auf Mei-
nungsfreiheit und freie Meinungs-
äußerung; dieses Recht schließt
die Freiheit ein, Meinungen unge-
hindert anzuhängen sowie über
Medien jeder Art und ohne Rück-
sicht auf Grenzen Informationen
und Gedankengut zu suchen, zu
empfangen und zu verbreiten.“ So
lautet Artikel 19 der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte.
Bascha Mika, Chefredakteurin der
Berliner „taz“, stellte dieses Pos-

tulat in den Mittelpunkt ihrer Lau-
datio auf Julliard. Und sie führte
zahlreiche Länder auf, in denen
dieses Recht nicht einmal annä-
hernd verwirklicht ist: China, Irak,
Kuba, Afghanistan, Russland. Die
Aufzählung ist bei weitem nicht
vollständig. Im letzten Jahr gab es
60 getötete Journalisten zu bekla-
gen, 673 Festnahmen und 929
ernsthafte Bedrohungen. Soweit
die offiziellen Zahlen, es gibt wohl
eine hohe Dunkelziffer.

Man soll sich als Vertreter der
Presse nicht allzu sehr loben. Aber:
Demokratie lebt von der Presse-
freiheit. „Sie ein unverzichtbares
Lebensmittel für eine demokrati-
sche Gesellschaft“, wie Mika be-
tont. Und Philippe Cayla, Präsi-
dent des mehrsprachigen Fernseh-
senders Euronews, bekräftigt:
„Journalisten arbeiten entweder
frei oder sie tun es nicht. Man
kann nicht ’ein wenig frei‘ sein, so
wie man auch nicht ’ein wenig
schwanger‘ sein kann.“

Und der Geehrte selbst? Julliard
freut sich über die Auszeichnung
aus vollem Herzen: „Die Medaille
erhöht unseren Bekanntheitsgrad
und verleiht unseren Interessen
mehr Gewicht.“ Aber er bleibt
skeptisch: „Wir müssen feststel-
len, dass Pressefreiheit mehr denn
je verteidigt werden muss – nicht
nur in diktatorischen Staaten,
auch in demokratischen Gesell-
schaften.“ Und dennoch bleibt ein
Traum: „Reporter ohne Grenzen“
gibt es eines Tages nicht mehr –
weil sich Pressefreiheit weltweit
durchgesetzt hat. Ein Traum, si-
cher, aber wer nicht träumen
kann, ist kein Realist.

Mehr Aufklärung, mehr Beratung, mehr Hilfe, mehr Betreuung
Wie Spätabtreibungen künftig geregelt werden. Bundestag verabschiedet Neuregelung. Die Parlamentarier setzen vor allem auf Information.

VON DEIKE STOLZ

Hamburg. Der Bundestag hat am
Mittwochabend eine Reform des
Schwangerschaftskonfliktgesetzes
beschlossen. Neu geregelt werden
damit ab 2010 die Beratung und
Bedenkzeit für Schwangere vor ei-
ner Abtreibung nach der zwölften
Schwangerschaftswoche. Das von
Abgeordneten mehrerer Fraktio-
nen unterstützte Gesetz soll die
Hilfe für Frauen bei einer diag-
nostizierten Behinderung ihres
Ungeborenen verbessern. Es geht
dabei auch um sogenannte Spät-
abtreibungen ab der 23. Woche,

wenn Föten bereits als lebensfähig
gelten.

Abtreibungen sind in Deutsch-
land in den ersten zwölf Schwan-
gerschaftswochen nach vorherge-
hender Beratung möglich, ein spä-
terer Abbruch erfordert auch wei-
terhin eine medizinische Indikati-
on. Diese ist etwa gegeben, wenn
der Arzt feststellt, dass die körper-
liche oder seelische Gesundheit
der Schwangeren gefährdet oder
der Fötus nicht lebensfähig ist.
Von hierzulande rund 115 000 ge-
meldeten Abtreibungen 2008 er-
folgten knapp 3000 aufgrund ei-
ner medizinischen Indikation. Die

diagnostizierte Behinderung eines
Ungeborenen rechtfertigt eine Ab-
treibung nicht, kann aber bei ei-
ner angenommenen Gesundheits-
gefahr für die Mutter indirekt
ebenfalls zu einer Indikation füh-
ren.

Um die Aufklärung und Bera-
tung von Schwangeren in dieser
schwierigen Lage zu verbessern,
schreibt das Gesetz nun eine ärztli-
che Beratungspflicht fest, wenn
das Ungeborene behindert ist. Der
Arzt muss die Frau allgemein ver-
ständlich und ergebnisoffen bera-
ten, wenn diese nicht darauf ver-
zichtet. Dabei soll er auch Ärzte

hinzuziehen, die auf die betreffen-
de Gesundheitsschädigung bei
Kindern spezialisiert sind. Zudem
soll der Arzt die Frau über ihren
Anspruch auf eine weitergehende
psychosoziale Beratung hinweisen
und sie – mit ihrem Einverständ-
nis – auch an Beratungsstellen
und Selbsthilfegruppen vermit-
teln.

Wenn keine akute Gefahr für
Leib und Leben der Schwangeren
besteht, gilt eine dreitägige Min-
destbedenkzeit zwischen Diagno-
se und Beratung sowie dem
schriftlichen Ausstellen der Indi-
kation. Bei Verstößen gegen Bera-

tungspflicht oder Bedenkzeit dro-
hen dem Arzt bis zu 5000 Euro
Bußgeld. Zudem soll laut Gesetz
die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung (BzgA) Infor-
mationsmaterialien zum Leben
mit einem behinderten Kind und
zum Leben von Menschen mit ei-
ner geistigen oder körperlichen
Behinderung erstellen. Dieses In-
fomaterial soll auch Kontaktadres-
sen von Selbsthilfegruppen, Bera-
tungsstellen und Behindertenver-
bänden umfassen und betroffe-
nen Schwangeren im Rahmen der
ärztlichen Beratung ausgehändigt
werden.

In einem Antrag fordern die Par-
lamentarier daneben die Bundes-
regierung auf, auf eine Weiterent-
wicklung des Mutterpasses zu ei-
nem „Informationsdokument“
auch für Schwangere hinzuwir-
ken. Darin solle sowohl auf den
Rechtsanspruch auf medizinische
und psychosoziale Beratung als
auch auf regionale Anlaufstellen
hingewiesen werden. Bei den Län-
dern solle sich die Regierung dafür
einsetzen, dass die Frühförderung
von behinderten Kindern weiter
ausgebaut und das Angebot von
inklusiven Kitas und Ganztags-
schulen zur Regel wird. (afp)

AUF EIN WORTAUF EIN WORT

Keine Freiheit ohne Pressefreiheit
� BASCHA MIKA

Chefredakteurin
der Berliner „taz“
(Tageszeitung)

„Wie ihr Vorbild ’Ärzte ohne
Grenzen‘ engagieren sich ’Repor-
ter ohne Grenzen‘ dort in der
Welt, wo sie am dringendsten

gebraucht werden. Aber sie ver-
lieren auch die Länder nicht aus
dem Blick, in denen es schein-
bar gut bestellt ist um die Presse-
freiheit – wie bei uns in
Deutschland beispielsweise. (. . .)

Es gibt keine Freiheit ohne
Pressefreiheit! Und ohne Freiheit
keine Demokratie. Das ist es,
was Despoten, Schlächter und
menschenverachtende Regime
weltweit verhindern wollen –

und zwar mit Mord und Tot-
schlag. (. . .)

Ich bin immer wieder erschüt-
tert, wie wenigen Menschen klar
ist, dass der Kampf für Pressefrei-
heit kein Hobby von uns Jour-
nalisten ist, weil wir es bei unse-
rer Arbeit bequem haben wollen,
sondern dass wir damit die
Rechte und die Freiheit aller ver-
teidigen.“
Zitate aus der Laudatio

Leere Kassen, vollmundige Versprechungen?
Steinbrück hält nach der Steuerschätzung Unionsrufe nach mehr Entlastung für „Schall und Rauch“
VON CHRISTOPH SLANGEN

Berlin. „Ziemlich bedrückend“
findet Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück die gestern vorgelegte
Prognose der Steuerschätzer:
316,3 Milliarden Euro Minderein-
nahmen bis zum Jahr 2012. Der
SPD-Politiker wird in diesem Jahr
den Negativ-Rekord seines Amts-
vorgängers Theo Waigel aus dem
Jahr 1996 übertreffen: Zwischen
50 und 55 Milliarden Euro Neu-
verschuldung für den Bund kün-
digt er an. Damals waren es rund
40 Milliarden. Für Steinbrück ist

die historische Dimension des
Einnahmeeinbruchs in den Staats-
kassen ein schlagender Beweis,
dass Steuersenkungsversprechen
„Schall und Rauch“ sind. Die Uni-
on sieht es anders.

Leere Kassen, vollmundige Ver-
sprechungen? Der Streit um die
Konsequenzen aus dem massiven
Einnahmeproblem für Bund, Län-
der und Gemeinden tobte gestern
sofort. Linken-Chef Oskar-Lafon-
taine markierte mit seinen Forde-
rungen das eine Extrem der Debat-
te: Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer für Millionäre und Bör-

senumsatzsteuer. Auf der anderen
Seite des politischen Spektrums
stand die Union, die zur Flucht
nach vorn riet, Steuersenkungen
empfahl. Wirtschaftsminister
Karl-Theodor zu Guttenberg (CSU)
sagte, kalte Progression und Mit-
telstandsbauch beim Tarifverlauf
der Einkommensteuer müssten
„entschlossen angegangen wer-
den“.

Für den SPD-Finanzminister
versucht sich die Union da in der
Quadratur des Kreises. Steuersen-
kungen in der nächsten Legisla-
turperiode, daran erinnert er, sei-

en ja bereits beschlossen: um 40
Milliarden Euro, zehn pro Jahr,
würden die Bürger durch das „Bür-
gerentlastungsgesetz“ mit der
steuerlichen Absetzbarkeit von
Kranken- und Pflegebeiträgen bes-
ser gestellt. Und was die SPD darü-
ber hinaus mit einer Absenkung
des Eingangsteuersatzes auf zehn
Prozent und dem 300-Euro-Steuer-
bonus bei Verzicht auf die Abgabe
der Steuererklärung selbst an Steu-
ersenkung im Programm hat, wer-
de schließlich gegenfinanziert:
Mit Börsenumsatzsteuer und Ver-
breiterung der „Reichensteuer“.

Ausrechnen, schnell!
Was brauchen Contergan-Geschädigte wirklich?
............................................................................................................................................................

6 CLAUDIA SCHWEDA

Eine Änderung des Conter-
gan-Stiftungsgesetzes war
überfällig. Endlich dient

der Stiftungszweck – wie der
Name es immer schon vorgege-
ben hat – ausschließlich den
Contergan-Geschädigten. End-
lich haben die Geschädigten ei-
nen Sitz im Stiftungsvorstand.
Und endlich darf Geld aus dem
Stiftungsstock direkt an jeden
Betroffenen ausgezahlt werden.
Das sind 25 Jahre lang im
Schnitt 2500 Euro pro Jahr.
Dann ist das Geld weg.

So ist der Plan. Das weiß die
Politik. Und sie weiß auch, dass
viele der Contergangeschädig-
ten, die derzeit um die 50 Jahre
alt sind, dann noch leben wer-
den. Gutachter bescheinigen ih-
nen eine vollkommen normale
Lebenserwartung. Die Diskussi-
on über die Zukunft ist eröffnet.
Aber das neue Gesetz schweigt
dazu. Ein Armutszeugnis.

Und immer schwebt die Frage
im Raum: Ist das genug? Reicht
die Rente plus Sonderzahlung
für den besonderen Bedarf der
Betroffenen? Vielleicht. Wer
weiß das schon? Wirklich ausge-
rechnet hat das bislang keiner.
Die Bundesregierung verteilt,
was sie hat. Aber damit wird sie
ihrer besonderen Verantwortung
nicht gerecht, die eine Vorgän-
gerregierung mit der Gründung
der Bundesstiftung vor knapp 40
Jahren übernommen hat.

Diese Regierung hat weitere
mögliche Ansprüche an Grü-
nenthal im Stiftungsgesetz aus-
schließen lassen. Wer das tut,
trägt die Verantwortung, aus der
man Grünenthal – aus heutiger
Sicht – fahrlässig entlassen hat.
Und der darf nicht Pi mal Dau-
men verteilen, was er hat. Er
muss feststellen, was wirklich
gebraucht wird. Schnell.
/ c.schweda@zeitungsverlag-aachen.de

Der Reporter und sein Preis: Jean-François Julliard (Mitte) erhält aus der Hand von Frauke Gerlach (Kuratorium
der Médaille Charlemagne) und Aachens Oberbürgermeister Jürgen Linden die Karlsmedaille. Foto: Ralf Roeger


